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Die traditionellen Planungs-, Problemlösungs- und Entwicklungsmechanismen in der staatlichen
Aufgabenerfüllung, in der kommunalen und regionalen Planung sowie in der Wirtschafts- und Struk-
turpolitik konnten auf die gravierenden weltwirtschaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen
der letzten 30 Jahre nicht mehr adäquat reagieren. Als neuer Steuerungsmechanismus haben sich
vielmehr informelle Netzwerke sowie stärker handlungs- und umsetzungsorientierte Formen der
Zusammenarbeit auf der regionalen Ebene herausgebildet und damit zu einem Bedeutungsgewinn
der Region als Handlungsebene beigetragen. Den aktuellen theoretischen Bezugsrahmen für die Ver-
änderungen genannter staatlicher und kommunaler Steuerungsmuster bildet das Konzept der Regio-
nal Governance. Unter Regional Governance werden hier alle Formen gesellschaftlicher Steuerung
(auf regionaler Ebene) verstanden, die die institutionalisierten Formen der Steuerung in Form for-
maler Organisations- und Verfahrensregeln sowie der politischen Führung im Kern durch Koopera-
tion öffentlicher und privater Akteure ergänzen (BENZ 2003, S. 505; EINIG/FÜRST/KNIELING 2003, S.
I; FÜRST 2003). Mit dem Ansatz verbindet sich also eine vergleichsweise „weiche“ regionale „Steue-
rung“ und Entwicklung, die auf einer mehr oder weniger institutionalisierten Zusammenarbeit
basiert (FÜRST 2003, S. 442).
Inzwischen existieren eine Vielzahl unterschiedlicher Kooperationsansätze verschiedenster räumli-
cher Abgrenzung und inhaltlicher Ausrichtung innerhalb einer (abgegrenzten) Region, die sich
zusätzlich zu den traditionellen Institutionen mit Fragen der Regionalentwicklung auseinanderset-
zen. Keine „neue Region“ kann aber für sich in Anspruch nehmen, ihre Region alleine zu vertreten.
Die neuen regionalen Kooperationen spezialisieren sich vielmehr in ihren Themenstellungen: Dabei
geht es Regionalmarketing-Initiativen in erster Linie um die Vermarktung als Wirtschaftsstandort
innerhalb und außerhalb der Region, thematisch selektiv arbeitenden Ansätzen beispielsweise im
Tourismus stehen ganzheitliche Ansätze wie die Erarbeitung integrierter Entwicklungskonzepte oder
Teilraumgutachten gegenüber. Weiterhin gibt es Initiativen, die sich besonders einer nachhaltigen
Regionalentwicklung verpflichtet fühlen, wie die im Bundeswettbewerb gekürten „Regionen der
Zukunft“ sowie kleinräumige kommunale Allianzen und lokale Aktionsgruppen im Rahmen der EU-
Gemeinschaftsinitiative Leader+, die sich speziell der Förderung und Entwicklung ländlicher Räu-
me in Europa annehmen (DILLER 2003, S. 79). Die Folge dieser „Flut an Kooperationen“ ist ein
unübersichtliches Geflecht an Institutionen, Initiativen, Kooperationen und Entwicklungskonzepten
innerhalb eines abgegrenzten Raumes. In Regionen, in denen sich solche Kooperationen überlagern,
wird bereits über ein „Netzwerk-Rauschen“ oder ein „Konferitis-Syndrom“ geklagt (DILLER 2002,
S. 334; FÜRST/SCHUBERT 1998, S. 354). 
Die Beobachtung einer zunehmenden Zahl an Initiativen in der Region Main-Rhön (einer von drei
Planungsregionen im Regierungsbezirk Unterfranken, Bayern) war auch Anlass für eine Diplomar-
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beit zum Thema „Regionale Kooperationen in der Region Main-Rhön – Probleme und Chancen der
Vielfalt und Koordination durch Metanetze“. Ziel der Untersuchung war es im Wesentlichen, Infor-
mationen über räumliche, institutionelle und thematische Überschneidungen und die Koordination
und Vernetzung dieser zahlreichen Initiativen in der Untersuchungsregion sowie über die Chancen
und Probleme, die sich mit dieser Vielzahl an Zusammenschlüssen in einer Region ergeben können,
zu gewinnen. Demzufolge boten sich für die Untersuchung die Methoden der qualitativen Sozialfor-
schung an. Neben einer umfassenden Literatur- und Dokumentenanalyse wurden 14 offene, leitfa-
dengestützte Expertengespräche geführt. Die Experten waren in der Regel sowohl Repräsentanten
von Behörden, Kammern, Verbänden oder Gebietskörperschaften als auch in irgendeiner Funktion
an den in dieser Arbeit untersuchten freiwilligen Kooperationen beteiligt. 
Dieser Beitrag stellt eine Zusammenfassung wesentlicher Erkenntnisse aus dieser Forschungsarbeit
dar. Insbesondere werden zunächst die Hintergründe und Merkmale der Regional Governance sowie
die Chancen und Probleme einer wachsenden regionalen Fragmentierung erläutert. Anschließend
wird die Idee der Metanetze als Ausweg aus der kooperativen Unübersichtlichkeit vorgestellt. Um
ausgewählte Ergebnisse der Forschungsarbeit schlaglichtartig darlegen zu können – insbesondere
auch die existierenden Vernetzungen zwischen den Kooperationen-, werden zuvor noch die unter-
suchten Fallbeispiele und ihr jeweiliger Förderhintergrund kurz beschrieben. Hierbei kann es sich
natürlich nur um eine Momentaufnahme handeln, denn die Dynamik der geschilderten Entwicklun-
gen ist sehr groß.
2. Hintergrund und Merkmale der Regional Governance 
Ursprünglich stammt das Konzept der Regional Governance aus Großbritannien und trägt deshalb
der im Englischen Sprachraum gängigen Unterscheidung zwischen ‚government’ im Sinne der poli-
tischen und staatlichen Institutionen mit ihren formalen Regeln und Verfahren und ‚governance’ im
Sinne von kooperativen Steuerungsmechanismen Rechnung (EINIG/FÜRST/KNIELING 2003, S. II;
FREY 2003, S. 451). Obwohl diese sprachliche Unterscheidung im deutschen Sprachraum nicht
üblich ist, ist sie sinngemäß auf die deutschen Verhältnisse und Entwicklungen übertragbar. Dennoch
gibt es einen gravierenden Unterschied: In Deutschland wird die regionale Ebene eher aufgrund
einer „Flucht aus den Institutionen“ aufgewertet, in England hingegen ist es die schwache Institutio-
nalisierung der Region, die den Bedarf an Regionalisierung schafft (FÜRST 2001, S. 372).
Hintergrund dieser Entwicklungen sind gravierende Veränderungen in Staat, Wirtschaft und Gesell-
schaft, die auf der einen Seite zu einem verschärften „Wettbewerb der Regionen“, auf der anderen
Seite zu einem deutlich gestiegenen regionalen Vernetzungsbedarf sowie zur Aufwertung der Regi-
on als Handlungsebene führten. Dazu zählen in aller Kürze:
• die wachsenden weltwirtschaftlichen Verflechtungen, u.a. Globalisierung und Europäische
Integration (ADAM 2001, S. 314 ff.; KNIELING/FÜRST/DANIELZYK 2001, S. 185),
• der rasant voranschreitende wirtschaftliche Strukturwandel (DANIELZYK 1999, S. 577 f.),
• Verteilungskonflikte zwischen den Gebietskörperschaften angesichts knapper finanzieller Mit-
tel (DANIELZYK 1999, S. 578),
• neue und immer komplexere Aufgabenstellungen für die Gemeinden, die zudem kaum an kom-
munalen Grenzen Halt machen, z.B. Umweltschutz, nachhaltige Entwicklung, Verkehrsfragen,
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Entwicklungen in Einzelhandel, Tourismus oder Kulturförderung (ADAM 2001, S. 314 ff.;
DANIELZYK 1999, S. 579; BADE 1998, S. 4; FÜRST 1998, S. 245),
• die Regionalisierung der Lebensstile: Aktivitäten wie Wohnen, Arbeiten, Einkaufen, Freizeit
usw. verteilen sich heute dispers in einer Region (KÖTTER 2004; FÜRST 2003, S. 441; DANIEL-
ZYK 1999, S. 578; BADE 1998, S. 4) und
• der demographische Wandel (Alterung, Schrumpfung und Internationalisierung der Bevölke-
rung), (KÖTTER 2004; ARL 2006, S. X).
Viele deutsche Arbeiten zur Regional Governance betonen als Ursache weiterhin den eng mit oben
genannten Punkten verbundenen Übergang vom hoheitlichen und einseitig-intervenierenden zum
kooperativen und aktivierenden Staat („enabling state“) (EINIG/FÜRST/KNIELING 2003, S. II). Dieser
Rückzug des Staates auf sogenannte Kernfunktionen (FÜRST 2003, S. 441) vollzog sich in den letzten
Jahren aus der Erkenntnis heraus, dass weder ein einseitiges Handeln des Staates noch eine Vollpri-
vatisierung öffentlicher Aufgaben zufriedenstellende Alternativen sind. Viele Aufgaben werden des-
halb heute durch das koordinierte Zusammenwirken öffentlicher und/oder privater Akteure erfüllt
(EINIG 2003, S. 479). Vor allem regionale Entwicklungsaufgaben wie die Wirtschaftsförderung, der
Tourismus, die integrierte ländliche Entwicklung oder die Realisierung einer nachhaltigen Regional-
entwicklung werden zunehmend über freiwillige regionale Kooperationen erfüllt (FÜRST et al. 1999,
S. 53; ARL 1998, S. 1).
Das Konzept der Regional Governance integriert sowohl die Vorstellung einer Mobilisierung regiona-
ler Selbsthilfekräfte und regionaler Stärken durch konsensorientierte Partizipation und Kooperation
regionaler Akteure, wie sie auch aus den Diskussionen um die endogene Regionalentwicklung bekannt
sind, als auch wesentliche Prinzipien des Netzwerkansatzes. Dazu zählen vor allem Fairness, gegensei-
tiges Vertrauen, welches nur in einem längeren Prozess der Zusammenarbeit erworben werden kann,
die freiwillige Selbstbindung der Beteiligten sowie gleichzeitig die „exit option“ als Möglichkeit der
Mitglieder, die Kooperation jederzeit zu verlassen (KNIELING 2004, S. 2; EINIG 2003, S. 479; FÜRST
2003, S. 442 f.). Das im Vergleich zu eher losen Netzwerken etwas komplexere Regelwerk basiert aber
zusätzlich auf ausgehandelten Regelungen bezüglich der Festlegung von Funktionen innerhalb der
Kooperation, auf Regeln zur Entscheidungsfindung oder zur Konfliktbeilegung (DANIELZYK 2003, S.
513 f.; FÜRST 2003, S. 443). Im Gegensatz zu den traditionellen Theorien zur regionalen Selbststeue-
rung betont und fordert das Konzept der Regional Governance noch stärker die Einbeziehung der Pri-
vatwirtschaft und sonstiger nicht-öffentlicher Akteure in eine gemeinsame und konstruktive Regional-
entwicklung (KNIELING 2004, S. 2; FÜRST 2003, S. 442). Charakteristisch für die Regional Governan-
ce in Deutschland ist außerdem der stark identitätsstiftende regionale Bezug. Denn hier bestimmen
nach wie vor politisch-administrative Akteure die regionalen Kooperationen, deren Wirkungskreis
räumlich bestimmt ist. Zudem benötigt man zur Festlegung von Verantwortlichkeiten eine gewisse
Institutionalisierung, die wiederum räumlich gebunden ist (DANIELZYK 2003, S. 513 f.; FÜRST 2003, S.
443). In jüngerer Zeit wird der Ansatz der Regional Governance deshalb auch verstärkt aus der Per-
spektive der Raumordnung diskutiert, deren junges informelles Instrumentarium (u.a. Regionalkonfe-
renzen, regionale Entwicklungskonzepte, Teilraumgutachten, Regionalmanagement oder Regionale
Agenda-21-Prozesse) diesen Ansatz repräsentiert (FÜRST 2003, S. 442; KNIELING 2003, S. 471).
Die Folge der vermehrten kooperativen Steuerung regionaler Entwicklungen ist ein jeweils regions-
spezifischer Mix aus hierarchischen, kooperativen und marktlichen Beziehungen zwischen den Insti-
tutionen und regionalen Akteuren (EINIG/FÜRST/ DANIELZYK 2003, S. I).
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3. Probleme und Chancen regionaler Fragmentierungen
Die Frage, wie die damit verbundene Unübersichtlichkeit gemindert werden kann, wird heute zuneh-
mend diskutiert. Die Meinungen tendieren von einer stärkeren Vernetzung der Kooperation auf über-
geordneter Ebene bis hin zu einer „Marktbereinigung“ (DILLER 2002, S. 252). Bevor beide Diskus-
sionslinien vorgestellt werden, wird zunächst aufgezeigt, welche Konsequenzen positiver und nega-
tiver Art mit der zunehmenden „kooperativen Unübersichtlichkeit“ (DILLER 2002, S. 357) verbunden
sind. 
Positiv wird neben den allgemeinen Vorteilen und Chancen regionaler Kooperationen (u.a. finanziel-
le Ersparnisse, Abbau von Konkurrenzdenken, verbesserter Informations- und Kommunikations-
fluss, Entwicklung von gegenseitigem Vertrauen und einer regionalen Identität, Umsetzung konkre-
ter Projekte, Verbesserung der Standortfaktoren) hervorgehoben, dass durch immer wieder neue
Kooperationen ständig neue Impulse in die Regionalentwicklung kommen. Deshalb sollten Formen
regionaler Zusammenarbeit flexibel und durchaus zeitlich befristet sein und sich immer wieder neu
formieren (INSTITUT FÜR STÄDTEBAU 2004).
Häufig kommt es jedoch mit steigender Zahl regionaler Kooperationen zu einer Mehrfachbelastung
regionaler Schlüsselakteure. Diese sind oftmals in ihren Kapazitäten, Beziehungen und Interaktio-
nen zu organisieren, überfordert. Damit wird möglicherweise ein „‚Netzwerkrauschen’ erzeugt, das
innovative Verbindungen hemmt, anstatt sie zu fördern“ (FÜRST/SCHUBERT 1998, S. 354; DANIEL-
ZYK/PRIEBS 1999, S. I; BBR 1998, S. 30). Die Gefahr ist außerdem groß, dass sich die Schlüsselak-
teure nur noch von nachgeordneten Mitarbeitern mit geringerer Entscheidungskompetenz vertreten
lassen, „was die Effektivität der Kooperationen beeinträchtigen kann (Mehrebenen-Problematik)“
(FÜRST 2003, S. 446; FÜRST/SCHUBERT 1998, S. 355). Weiterhin entsteht durch eine wachsende
Anzahl an regionalen Kooperationsformen, an denen überwiegend Verwaltungsspitzen und einige
wenige Funktionsträger und Politiker mitwirken, ein schwer überschaubares Beziehungsgeflecht, in
dem die Entscheidungswege und Verantwortlichkeiten kaum mehr transparent sind (DANIELZYK
1999, S. 579). Der Versuch, die Durchsichtigkeit herzustellen, führt wiederum zu einem sehr hohen
Abstimmungsbedarf, der letztlich die Kompetenz auf der regionalen Ebene schwächen kann (GORS-
LER 2002, S. 80; DANIELZYK 1995, S. 11). Schlimmstenfalls setzen sich die informellen Entwicklun-
gen durch blockierende Entscheidungen, konfligierende Prioritäten und durch Doppelarbeit bei feh-
lender Abstimmung selbst außer Kraft (GORSLER 2002, S. 80; zit. nach ARL 1995, S. 9). Auch die
Akteure selbst können von den immer wieder neu ins Leben gerufenen Förderprogrammen, Instru-
menten und Wettbewerben mit ihren jeweils spezifischen Fördergrundsätzen überfordert sein und
den Überblick verlieren (INSTITUT FÜR STÄDTEBAU 2004).
Neben dem Wettbewerb um Mitglieder und Schlüsselakteure verschärft sich möglicherweise auch
der Wettbewerb um finanzielle Ressourcen; innerregionale Konkurrenzen können verstärkt statt
abgebaut werden und durch die räumliche Überschneidung kann es leicht zu inhaltlichen Zielkon-
flikten kommen. Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass die einheitliche Darstellung nach außen
erschwert wird, wenn ohne Abstimmung eigene Auftritte entwickelt werden, und dass notwendige
Ressourcen für übergreifende oder außenorientierte Maßnahmen fehlen, weil sie auf verschiedene
kleinräumige regionale Initiativen verteilt werden. Insgesamt können eine starke Zersplitterung an
Initiativen in der Region in Verbindung mit einer unabgestimmten Vorgehensweise die regionale
Wettbewerbssituation sogar verschlechtern (EBERLE/ILLIGMANN/SIMON 2000, S. 21).
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4. Metanetze als Ausweg?
Um die negativen Seiten des „Netzwerkrauschens“ und der zunehmenden kooperativen Unübersicht-
lichkeit in der Regionalentwicklung zu reduzieren, kann sich DILLER die Schaffung von Metanetzen
vorstellen, das heißt von Netzwerken zwischen den Kooperationen, eventuell unter Einschluss eta-
blierter Institutionen (DILLER 2002, S. 357 f.). Diese „kooperativen Netzwerke 2. Ordnung“ könnten
den Wettbewerbsdruck um Schlüsselakteure senken und eine Schnittstellenfunktion zwischen den
Initiativen übernehmen. Darüber hinaus könnte ein solches Metanetz die thematische Spezialisie-
rung vieler Kooperationen miteinander in Verbindung bringen und die nötigen Synergieeffekte her-
stellen. Auch GRABSKI-KIERON (INSTITUT FÜR STÄDTEBAU 2004) hält die Schaffung oder Ausgestal-
tung von Schnittstellen zwischen den Kooperationen für notwendig.
Drei Grundformen derartiger Netzwerke konnte DILLER (2002, S. 258 f.) in seinen Untersuchungen
bereits beobachten:
• In der Region Südostniedersachsen sind etablierte regionale Institutionen wie der Zweckver-
band Großraum Braunschweig und die Bezirksregierung mit der regionalen Entwicklungsagen-
tur RESON durch ein regionales kooperatives Metanetzwerk miteinander verbunden. 
• In der Region Oberfranken sind mehrere regionale Kooperationen (Regionalmarketing, Eure-
gio Egrensis, Oberfranken Offensiv e.V.) und etablierte Institutionen (Kammern, Verbände,
Landratsämter) im Dachverein „Forum Zukunft Oberfranken e.V.“ miteinander verbunden, so
dass diesem die Funktion eines regionalen kooperativen Metanetzwerks zugeschrieben werden
kann. 
• Im Städtedreieck Saalebogen fungiert die Landesentwicklungsgesellschaft Thüringen als festes
Verbindungselement zwischen verschiedenen regionalen Kooperationen.
Während die Idee der Metanetze demnach eine größere Bandbreite an Koordinierungsmöglichkei-
ten zwischen den zahlreichen regionalen Kooperationen und den traditionellen Institutionen abdeckt
– von informellen Bündelungen durch wichtige Schlüsselakteure bis hin zu fester verankerten Foren
oder Runden Tischen – gehen andere Vorschläge noch stärker in Richtung einer „Marktbereinigung“
durch die Schaffung von institutionalisierten regionalen Einrichtungen; sei es in Form eines Regio-
nalmanagement, das u.a. beim regionalen Planungsverband angesiedelt sein könnte (EBERLE/ILLIG-
MANN/SIMON 2000, S. 21; TROEGER-WEISS 1998, S. 210 ff.), als privatrechtliche regionale Entwick-
lungsagentur (DILLER 2002, S. 268) oder in Form eines Regionalrats bzw. einer regionalen Gebiets-
körperschaft, die sowohl über eigene finanzielle Ressourcen als auch über politische Legitimation
und Entscheidungskompetenz verfügen sollte (DANIELZYK 1999, S. 585; WOLTER 1999, S. 52). Hin-
tergrund dieser Vorstellung ist demnach, dass sich einzelne Einrichtungen durchsetzen würden, die
die Aufgabe eines ganzheitlichen regionalen Management übernehmen würden (DILLER 2002, S.
253). Diesbezüglich gibt es jedoch auch kritische Stimmen, die ein solches räumlich fixiertes Gre-
mium nicht mit der Auffassung einer Region als „osszilierendes, lebendes Gebilde mit funktionaler
Definition von Raumzuschnitten“ in Einklang bringen können (WOLTER 1999, S. 52). Ebenso halten
FÜRST/SCHUBERT den Anspruch einer ganzheitlichen Vernetzung der fragmentierten regionalen
Strukturen „in der naiven Form zentralistisch geschaffener Foren“ nicht für realisierbar
(FÜRST/SCHUBERT 1998, S. 354). Sie kommen zu der Erkenntnis, dass die regionalen Teilnetzwerke
zwar zweifelsohne miteinander kommunizieren, aber auf subtilere Weise, „als es etwa das einfache
Modell des ‚Runden Tisches’ suggeriert“ (FÜRST/SCHUBERT 1998, S. 354).
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5. Der Einfluss verschiedener Förderprogramme auf die Herausbildung einer Regional Gover-
nance
Wie sich dies in der Untersuchungsregion Main-Rhön gestaltet, wird im Folgenden erläutert. Dazu
werden zunächst die regionalen Fallbeispiele und ihr jeweiliger Förderhintergrund dargelegt. Es han-
delt sich dabei überwiegend um staatlich oder durch die EU geförderte Formen der Zusammenar-
beit. Vor allem im Freistaat Bayern werden viele der informellen Kooperationen von der Landes- und
Regionalplanung initiiert, gefördert und mit betreut (KISTENMACHER/MANGELS 2000, S. 92), im
Gegensatz etwa zu Nordrhein-Westfalen, wo die Netzwerke, Regionalkonferenzen und Entwick-
lungsagenturen im Rahmen der Regionalisierten Strukturpolitik durch das Wirtschaftsministerium
gefördert und initiiert werden (ARL 1998, S. 15 f.). Darüber hinaus gibt es aber durchaus koopera-
tive Ansätze, die nicht durch einen externen Förderanreiz entstanden sind, die aber den obigen
Kooperationen sehr ähnlich sind, beispielsweise das Bäderland Bayerische Rhön, ein freiwilliger
Zusammenschluss der fünf Kurstädte aus den beiden Rhön-Landkreisen Bad Kissingen und Rhön-
Grabfeld (DILLER 2002, S. 81).
5.1. Modellvorhaben der Raumordnung – Der Wettbewerb „Regionen der Zukunft“
Das Bundesministerium für Bauwesen und Raumordnung (BBR) hat mit den Modellvorhaben der
Raumordnung ein umsetzungsorientiertes Instrumentarium zur Gewinnung neuer Impulse für eine
nachhaltige, handlungs- und projektorientierte Regionalentwicklung ins Leben gerufen. Basis ist die
partnerschaftliche Zusammenarbeit von Bund, Ländern und den betroffenen Gemeinden (BBR 1999).
Hier interessiert vor allem der Wettbewerb „Regionen der Zukunft – regionale Agenden für eine nach-
haltige Raum- und Siedlungsentwicklung“, der 1997 öffentlich ausgelobt und im Juli 2000 beendet wur-
de (ADAM 1998, S. 444; BBR 2001). Dieser Wettbewerb wurde wissenschaftlich begleitet, jedoch nicht
finanziell gefördert. Einer der Teilnehmer war die „ARGE Rhön“, ein länderübergreifender Zusammen-
schluss (Bayern, Hessen und Thüringen) von fünf der sechs Landkreise des Biosphärenreservats Rhön.
Der größte Erfolg des Wettbewerbs für die Region war nach Aussage eines befragten Experten die Über-
windung der Ländergrenzen durch die Entwicklung einer einheitlichen übergreifenden Regionalent-
wicklungskonzeption und durch die organisatorisch und finanziell langfristig abgesicherte Zusammen-
arbeit. Und sicherlich hat die mit einem ersten Platz erfolgreiche Teilnahme am Wettbewerb neben
einem Motivationsschub bei den Beteiligten auch die Akzeptanz in den Medien und in der Bevölkerung
weiter verbessert. Auf jeden Fall besteht die Zusammenarbeit auch sechs Jahre nach dem Ende des Wett-
bewerbs noch immer und widerlegt damit die oft angebrachte Kritik, dass ein solcher Wettbewerb ledig-
lich temporäre Anreize zur Zusammenarbeit bietet und viele Kooperationen danach einschlafen (DIL-
LER 2002, S. 356). Ein bedeutendes Projekt ist zum Beispiel die Einführung eines Qualitäts- und Her-
kunftszeichens im Rahmen der Dachmarke Rhön. Mit diesem sollen in enger Zusammenarbeit mit den
Produzenten nachhaltig erzeugte Produkte aus den Wirtschaftszweigen Landwirtschaft, Gastronomie,
Dienstleistungen und Verarbeitungshandwerk gekennzeichnet und vermarktet werden. 
5.2 Informelle Instrumente der bayerischen Landes- und Regionalplanung
Auch der Freistaat Bayern begegnete schon früh den oben genannten Herausforderungen und der
zunehmenden Kritik an der traditionellen Regionalplanung, indem dort bereits Ende der 1980er Jah-
re das Instrument des Teilraumgutachtens eingeführt wurde, das an konkreten teilräumlichen Ent-
wicklungsproblemen ansetzt und unter Mitwirkung regionaler Akteure realisierbare Lösungen und
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Entwicklungsstrategien erarbeitet. Damit nahm Bayern eine gewisse Vorreiterfunktion in der Um-
orientierung der Raumordnungspolitik ein (DILLER 2002, S. 72). Zur Umsetzung der Leitlinien und
konkreten Projekte der Teilraumgutachten und zur Verbesserung der regionalen Standort- und Wett-
bewerbsfähigkeit bayerischer Regionen entstanden mit dem Regionalmanagement und dem Regio-
nalmarketing in den 1990er Jahren weitere informelle Instrumente in der bayerischen Landespla-
nung, die stark auf kooperative und partizipative Prozesse in der regionalen Entwicklung setzen und
sowohl ideell als auch finanziell von der Staatsregierung unterstützt werden. 
Jüngst wurde in der Untersuchungsregion beispielsweise ein Teilraumgutachten erarbeitet. Dieses
sollte eine fundierte Beurteilungsgrundlage für die mit dem Bau der neuen Bundesautobahn A 71
verbundenen Veränderungsprozesse in struktureller und räumlicher Hinsicht liefern, um auf dieser
Grundlage frühzeitig auf regionaler, kommunaler und fachlicher Ebene die notwendigen Weichen-
stellungen vornehmen zu können. Entsprechend dem inhaltlichen Leitsatz des Teilraumgutachtens –
der „regionalen Kooperation“ – sollen zukünftig alle Maßnahmen der Städtebauförderung, der Flur-
neuordnung und Dorferneuerung, der kommunalen Bauleitplanungen (v.a. interkommunale Gewer-
begebiete) sowie notwendige Handlungsschritte im Bereich der Infrastruktur oder Wirtschaftsförde-
rung aufeinander abgestimmt werden. Nachdem man sich im Laufe der Erarbeitung des Gutachtens
– bedingt durch die große Teilnehmerzahl – der Fülle an Initiativen und Institutionen in der Region
zunehmend bewusst wurde, einigte man sich darauf, keine neue Organisationsstruktur zu schaffen.
Vielmehr sollte zur Projektumsetzung auf bestehende Organisationen und Institutionen zurückge-
griffen werden, um unnötige Parallelstrukturen zu vermeiden. Ergänzt werden sollten diese nur dort,
wo es erforderlich und zweckmäßig ist. Darüber hinaus bestimmte man eine aus drei Personen beste-
hende informelle Organisations- und Koordinierungsstelle, die sich als Ansprechpartner verstand
und dafür sorgte, dass die Aufgaben und Projekte aus dem Teilraumgutachten an die richtigen Stel-
len verteilt werden. Es handelte sich dabei um den Wirtschaftsförderer des Landkreises Rhön-Grab-
feld, den Regionsbeauftragten der Region Main-Rhön (angesiedelt bei der Regierung von Unterfran-
ken) sowie den Leiter der Landesplanung bei der Regierung von Unterfranken. Nachdem wesentli-
che Projekte umgesetzt wurden, hat sich dieses Gremium aufgelöst. 
Weiterhin existiert seit Mitte der 1990er Jahre mit der Chancen-Region Mainfranken eine Regional-
marketinginitiative, der sieben Landkreise und zwei kreisfreie Städte angehören (das Gebiet der bei-
den Planungsregionen Main-Rhön und Würzburg). Deren Ziel ist die Vermarktung der Region Main-
franken als attraktiven Wirtschafts-, Arbeits- und Lebensraum inner- und außerhalb der Region
(CRM 2002, S. 10). Die Aufgabenschwerpunkte ergeben sich damit vorwiegend im Standortmarke-
ting (z.B. gemeinsame Messeauftritte), in der Existenzgründung und Unternehmensentwicklung, in
der Förderung von Forschung und Innovation sowie in der Unterstützung der regionalen Kultur und
Identität (CRM 1998, S. 5). Als Kooperations- und Kommunikationsplattform für Verwaltung und
Wirtschaft wird die Chancen-Region durch in der Region ansässige Unternehmen unterstützt. Diese
waren zunächst in Form einer losen, jeweils projektbezogenen Zusammenarbeit mit der Initiative
verbunden, institutionalisierten sich jedoch im Jahr 2001 als Unternehmerkreis Mainfranken, dem
mittlerweile über 40 Unternehmen angehören. 
5.3 Integrierte ländliche Entwicklung
Nach der Raumordnung durchlaufen in jüngster Zeit auch die Verwaltungen für ländliche Entwick-
lung einen Wandel in ihrem Aufgabenverständnis. Denn dort wird einer, über die bloße Verbesserung
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landwirtschaftlicher Produktionsbedingungen hinausgehenden, integrierten ländlichen Entwicklung
(ILE) ebenfalls eine zunehmende Bedeutung beigemessen (KNICKEL/DOSCH 2004, S. 22 ff.).
In der Untersuchungsregion bildeten sich entlang der neuen Autobahn neben dem großräumigen
Teilraumgutachten drei kleinräumige kommunale Allianzen, die sich über die mit dem Autobahn-
bau nötige Flurneuordnung hinaus einer integrierten ländlichen Entwicklung widmeten. Unter dem
Dach des Teilraumgutachtens erarbeiteten sie für ihren Kooperationsraum jeweils eigene integrier-
te Entwicklungskonzepte. Zur Umsetzung der erarbeiten Maßnahmenvorschläge etablierte sich in
der kommunalen Allianz „Oberes Werntal“ ebenso wie in der kommunalen Allianz „Henneberger
Frankenland“ ein Regionalmanagement. Diese Regionalmanagement-Strukturen werden im
Moment noch von der Landes- und Regionalplanung finanziell gefördert. In Zukunft werden die
Ämter für ländliche Entwicklung eigene Mittel zur Förderung derartiger Strukturen zur Verfügung
haben. 
5.4 Leader+
Die EU-Regionalpolitik forciert im Rahmen ihrer Struktur- und Regionalpolitik ebenfalls die inter-
und innerregionale Kooperation und die Einbeziehung regionaler Akteure in Projekte zur Regional-
entwicklung. Vor allem die Gemeinschaftsinitiative Leader+ zur innovativen Entwicklung der länd-
lichen Räume in Europa hat die regionale Vernetzung und Kooperation in der Region zum Ziel. Das
momentane Leader+-Programm (2000-2006) ist das Nachfolgeprogramm von Leader I (1991-1994)
und Leader II (1994-1999), die bereits als Experimentierfelder für die Entwicklung und Erprobung
innovativer, sowohl gebietsbezogener als auch integrierter und partizipativer Entwicklungskonzepte
dienten (StMLF, http://www.stmlf.bayern.de, Zugriff am 21.02.2004). Um in den Genuss der För-
dergelder von Leader+ zu kommen, müssen aber einige grundlegende Prinzipien und organisatori-
sche Voraussetzungen erfüllt werden. 
Diese grundlegenden Prinzipien von Leader+ sind:
• die Nutzung regionaler Besonderheiten zur Stärkung der regionalen Identität,
• die gemeinsame Erstellung eines regionalen Entwicklungskonzeptes (REK),
• der möglichst breit in der Bevölkerung und allen regionalen Interessengruppen verankerte Ent-
wicklungsprozess (Bottom-up-Ansatz),
• der integrierte, sektorübergreifende Ansatz, der zur Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur im
ländlichen Raum sowie zu einem intensiven Austausch zwischen Wirtschaft und Gesellschaft
beitragen soll, sowie 
• die inner- und interregionale Vernetzung der Akteure zu einem intensiven Erfahrungsaustausch
(EUROPÄISCHE KOMMISSION, Broschüre Leader+).
Die Organisation und Begleitung der querschnittsorientierten Regionalentwicklung im Zuge von
Leader+ soll von lokalen Aktionsgruppen (LAG) wahrgenommen werden. Diese sollen sich reprä-
sentativ aus öffentlichen und privaten Akteuren der Region zusammensetzen; Wirtschafts- und Sozi-
alpartner müssen auf der Entscheidungsebene zu 50 Prozent vertreten sein. Zu den Aufgaben der
LAG zählen die Unterstützung und Steuerung des regionalen Entwicklungsprozesses und die Initi-
ierung eigener Projektideen. Sie sollen aber auch Anlaufstelle und Koordinator für Projektideen und
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Projektanträge von anderen Personen und Institutionen sein, die Akteure in der Region in Form von
Untergruppen zusammenführen und als Schnittstellen zwischen den Projektträgern vor Ort und den
Verwaltungsebenen der Mitgliedsländer und der EU fungieren (EUROPÄISCHE KOMMISSION,
http://www.europa.eu.int/comm/archives/; Zugriff am 23.02.2004; Europäische Kommission, Bro-
schüre Leader+).
Förderfähig sind alle ländlichen Gebiete in der EU. Die Leader-Regionen werden als eine natur-
räumlich, kulturgeschichtlich, wirtschaftlich oder auch verwaltungstechnisch räumliche Einheit
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Tabelle 1: Übersicht über die regionalen Kooperationen in der Region Main-Rhön
Quelle: eigene Darstellung
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abgegrenzt. Die Bevölkerungsobergrenze liegt bei 100.000 Einwohnern (maximal 120 E/km2), die
Untergrenze bei 10.000 Einwohnern.
In der Region Main-Rhön haben sich zunächst jeweils auf Landkreisebene drei lokale Aktionsgrup-
pen Leader+ (LAG) etabliert: die LAG Leader+ im Landkreis Bad Kissingen, die LAG Leader+ im
Landkreis Rhön-Grabfeld sowie die LAG Hassberge. Etwas später (Ende 2003) entstand noch die
lokale Aktionsgruppe Main-Steigerwald e.V., die während der Untersuchung noch in den Anfängen
ihrer Entwicklung stand. 
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Da gerade die beiden Landkreise Bad Kissingen und Rhön-Grabfeld mit der Zugehörigkeit zum
Biosphärenreservat Rhön und mit den fünf Kurstädten (die sich wiederum über das Bäderland
Bayerische Rhön vernetzen) wesentliche Gemeinsamkeiten aufweisen, wird einer intensiven
Zusammenarbeit der beiden LAG Leader+ eine große Bedeutung beigemessen. Man erhofft sich
damit größtmögliche Synergieeffekte. Die Geschäftsführung wird gemeinsam bestritten. Man
übertrug sie dem Management des Rhön-Saale Gründer- und Innovationszentrums (RSG) in Bad
Kissingen, das gleichzeitig auch die Geschäftsführung für das Bäderland Bayerische Rhön inne-
hat. Mit Gründung des gemeinsamen Regionalmanagements im Februar 2003, das auch im RSG
angesiedelt ist, hat man eine weitere Unterstützung in der Umsetzung der regionalen Entwick-
lungskonzepte geschaffen. Das Regionalmanagement (angestellt sind jeweils in Teilzeit zwei
Regionalmanagerinnen) wird nicht über Leader+, sondern durch die bayerische Landesplanung
finanziell gefördert. Die eigentliche Projektträgerschaft bei Leader-Projekten sollte aber in den
Händen von Unternehmen, Privatpersonen oder sonstigen öffentlichen oder privaten Akteuren lie-
gen. Eine zusätzliche Plattform für den Austausch und die Abstimmung der Leader-Projekte zwi-
schen den Landkreisen Bad Kissingen und Rhön-Grabfeld bildet der „Rhön-Jour-Fix“. An diesem
nehmen die beiden Regionalmanagerinnen, die beiden Geschäftsführerinnen des RSG, Vertreter
der Landkreise, der Leader-Manager der ländlichen Entwicklungsgruppe (LEG) Unterfranken
sowie die Regierung von Unterfranken (Förderung des Regionalmanagement) teil. Darüber hinaus
verpflichtete man sich gemeinsam mit den lokalen Aktionsgruppen der hessischen und thüringi-
schen Rhön, die länderübergreifend bedeutsamen Ziele und Projekte der ARGE Rhön auch in die
eigenen Regionalen Entwicklungskonzepte Leader+ (REK) aufzunehmen und diese aufeinander
abzustimmen. 
5.5 Zusammenfassung 
In der Region Main-Rhön existieren also eine Vielzahl unterschiedlicher Kooperationsansätze ver-
schiedener räumlicher Abgrenzung und inhaltlicher Ausrichtung. Der großräumigen Chancen-
Region Mainfranken geht es in erster Linie um Maßnahmen der Wirtschaftsförderung und um die
Vermarktung des Wirtschaftsstandortes, dem überwiegend auf die fünf Kurstädte bezogenen
Bäderland Bayerische Rhön hingegen um die Vermarktung als Gesundheits- und Tourismusstand-
ort. Dem steht beispielsweise die ländergrenzenübergreifende ARGE Rhön (Bayern, Hessen und
Thüringen) gegenüber, die ihren Schwerpunkt auf die nachhaltige Regionalentwicklung legt. Wei-
terhin gibt es noch die lokalen Aktionsgruppen Leader+, die innovative Projekte für den ländli-
chen Raum in Gang bringen wollen sowie die drei kleinräumigen kommunalen Allianzen, die eine
eigenständige integrierte Entwicklung verfolgen, aber zusammen mit dem großräumigen Teil-
raumgutachten in sehr engem Zusammenhang mit dem Bau der neuen Bundesautobahn A 71 ste-
hen. Und damit nicht genug, gibt es noch weitere kleinräumige Interessengemeinschaften (z.B.
Interessengemeinschaft Fränkisches Weinland im Landkreis Hassberge, die „5-Sterne-Gemein-
den“ im nördlichen Steigerwald), informelle Initiativen (z.B. der Runde Tisch Tourismus einiger
Gemeinden aus dem Landkreis Schweinfurt), landkreisweite Arbeitskreise sowie Gremien, die
einen Austausch und eine Abstimmung zwischen den Akteuren herbeiführen. Der Frage, ob auch
in der Region Main-Rhön schon von einem „Netzwerk-Rauschen“ gesprochen wird, wird deshalb
im Folgenden nachgegangen. 
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Räumliche Überlagerungen der regionalen Kooperationen in der Region Main-Rhön 
Quelle: eigene Darstellung.
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6. Vernetzungen regionaler Kooperationen in der Region Main-Rhön
6.1 Räumliche Überlagerungen
Eine räumliche Überlagerung derart zahlreicher Initiativen ist unausweichlich. In der Region Main-
Rhön ist insbesondere in den beiden Rhön-Landkreisen Bad Kissingen und Rhön-Grabfeld eine
deutliche Konzentration an regionalen Kooperationen festzustellen (Abb. 1). Die beiden Landkreise
haben räumlichen Anteil an bzw. sind Mitglieder im Biosphärenreservat Rhön, der ARGE Rhön, den
LAG Leader+ Rhön-Grabfeld und Bad Kissingen mit gemeinsamem Regionalmanagement, der
Chancen-Region Mainfranken, dem Teilraumgutachten zur A 711, der kommunalen Allianz „Henne-
berger Frankenland“ sowie dem Bäderland Bayerische Rhön2. 
6.2 Überschneidung der Ziele und Handlungsfelder 
Was die thematischen Überschneidungen anbelangt, so verfolgen alle regionalen Kooperationen
mit der nachhaltigen wirtschaftlichen Stärkung ihrer Region und der Erhöhung der regionalen
Wertschöpfung zunächst dasselbe übergeordnete Ziel (EBERLE/ILLIGMANN/SIMON 2000, S. 3).
Einen integrierten Ansatz verfolgen dabei die ARGE Rhön, die drei lokalen Aktionsgruppen Lead-
er+, die kommunalen Allianzen sowie das Teilraumgutachten. Thematisch eng gefasst sind hinge-
gen die Chancen-Region mit dem Fokus auf der Vermarktung des Wirtschaftsstandorts sowie das
Bäderland Bayerische Rhön mit dem Schwerpunkt in der touristischen Entwicklung. Alle Koope-
rationen nehmen insgesamt Nischenaktivitäten und -aufgaben wahr, die in dieser Form zuvor noch
nicht bearbeitet wurden. Und auch wenn starke räumliche Konzentrationen in den beiden nördli-
chen Landkreisen festgestellt werden konnten, ergeben sich bei einer näheren Analyse jedoch,
abgesehen von den Handlungsfeldern Tourismus und Vermarktung, wenige thematische Über-
schneidungen. Denn obwohl viele der Gruppen eine integrierte Regionalentwicklung praktizieren
und sehr ähnliche Ziele verfolgen, gibt es im Detail klare inhaltliche Differenzierungen und
Abgrenzungen, unterschiedliche Zielgruppen oder Gebietskulissen. Des Weiteren entstand jede
Kooperation unter anderen Voraussetzungen und arbeitet mit anderen Förderinstrumenten, so dass
jeder Zusammenschluss für sich zweckmäßig und notwendig ist. Demgemäß kann die räumlich
konzentrierte „bunte Mischung“ an Initiativen im Ganzen als positiv, sinnvoll und unerlässlich
erachtet werden. Kompetenzstreitigkeiten, Ineffizienzen und Doppelarbeiten, die man als Außen-
stehender zunächst vermuten könnte, konnten kaum festgestellt werden. Einige Bündelungen sind
sicherlich in der einen oder anderen Aufgabe denkbar, aber nur unter dem Konsens aller Beteilig-
ten vor Ort realisierbar.
6.3 Beteiligungsstrukturen
Hauptakteure in den untersuchten Fallbeispielen sind die Landkreise (ARGE Rhön, Chancen-Regi-
on Mainfranken) und Kommunen (Teilraumgutachten, kommunale Allianzen, Bäderland Bayerische
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1 Diese Kooperation ist inzwischen beendet.
2 Hinzu kommt noch die Mitgliedschaft aller Landkreise sowie einiger Kommunen im Tourismusverband Franken und in
dessen kleinräumigen Gebietsausschüssen sowie die gesetzlich verpflichtende Mitgliedschaft aller Landkreise und Kom-
munen im Regionalen Planungsverband Main-Rhön.
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Rhön). Die Gebietskörperschaften sind in den regionalen Kooperationen oft in doppelter Funktion
tätig. Der Bürgermeister oder Landrat sitzt als politischer Entscheidungsträger im Lenkungsgremi-
um, ein Mitarbeiter des Landkreises (Wirtschaftsförderer, Touristiker) übernimmt in den Arbeitsgre-
mien die fachliche Arbeit. In Arbeitskreisen sind je nach thematischem Schwerpunkt weitere Abtei-
lungen involviert. Neben den Kommunen und Landkreisen sind in der Regel die Vertreter der Behör-
den oder Ministerien beteiligt, über die eine Förderung stattgefunden hat. Es handelt sich dabei um
den Leader-Manager der Ländlichen Entwicklungsgruppe Unterfranken (LEG), die Regional- und
Landesplanung oder das Amt für Ländliche Entwicklung. Je nach inhaltlichem Schwerpunkt der
Kooperation sind weitere Fachkräfte aus Behörden, Verbänden und Kammern (u.a. IHK) in den
Kooperationen aktiv.
Durch eine sehr umfassende Akteursbeteiligung zeichneten sich das thematisch sehr breit angelegte
Teilraumgutachten zur A 71 sowie die drei LAG Leader+ aus. Neben den Kommunen haben im Teil-
raumgutachten Fachleute für Verkehr, Landwirtschaft, Wirtschaft, Wasser oder Umwelt, Kammern,
Verbände, Kurdirektoren, Direktoren von Musikakademien, Bildungsträger (VHS, Schulen) und vie-
le mehr mitgewirkt. Für die LAG Leader+ ist von der EU eine Mindestbeteiligung von 50 Prozent
von Interessenvertretern aus dem Bereich Wirtschaft und Soziales vorgeschrieben. Die ARGE Rhön
wiederum muss als ländergrenzenübergreifender Zusammenschluss eine große Akteurszahl integrie-
ren (u.a. Vertreter von fünf Landkreisen und drei staatlichen Verwaltungsstellen, drei Vereine des
Biosphärenreservats Rhön oder diverse Landwirtschaftsämter). 
Die kleinräumigeren kommunalen Allianzen weisen ebenso wie die thematisch eng gefassten
Ansätze, beispielsweise das Bäderland Bayerische Rhön, naturgemäß eine geringere Beteiligtenzahl
auf. Im Bäderland Bayerische Rhön sind die Akteure im Wesentlichen die Kurdirektoren. Als poli-
tische Entscheidungsträger wirken die (Ober-)Bürgermeister sowie die beiden Landräte mit. Letztere
schaffen die Verbindung zur ARGE Rhön, zu den lokalen Aktionsgruppen Leader+ und generell zur
Leader-Förderung. In beratender Funktion ist zudem die IHK involviert. In der kommunalen Allianz
Oberes Werntal sind neben den Bürgermeistern das Amt für ländliche Entwicklung als Initiator und
Förderbehörde für das Entwicklungskonzept, der Regionsbeauftragte der Regierung als Förderbe-
hörde für das Regionalmanagement sowie der Regionalmanager beteiligt. Wenn fachlicher Rat von-
nöten ist, werden informell die Wirtschaftsförderer oder sonstige Fachbehörden hinzugezogen. 
Abgesehen von den Initiativen, die sehr eng mit kooperationswilligen Gastronomen, Hoteliers und
Landwirten zusammenarbeiten (v.a. die ARGE Rhön), stellt die Chancen-Region Mainfranken die „ein-
zige Plattform“ in Mainfranken dar, die private Unternehmen und die öffentliche Hand zusammen-
bringt. Damit bestätigt sich die Beobachtung von BÜHLER (2002, S. 188 f.), dass insbesondere Regio-
nalmarketing-Initiativen direkt die Wirtschaft einbinden. Das Engagement der privaten Wirtschaft wie-
derum gilt bekanntlich als ein wesentliches Kriterium einer Regional Governance. Eher unzureichend
ist die Bürgerbeteiligung in der Region Main-Rhön. Dies bestätigt allerdings die Untersuchungsergeb-
nisse aus anderen Regionen (DILLER 2003, S. 81; DILLER 2002, S. 170; BENZ et al. 1999, S. 131).
Alles in allem zeigt die Analyse der beteiligten Institutionen und Akteure sehr deutlich, dass immer
wieder dieselben Institutionen und Schlüsselpersonen in den Kooperationen aktiv sind. Aber genau
diese institutionellen und personellen Überschneidungen sorgen jedoch nach einhelliger Auffassung
der befragten Experten für die nötige Abstimmung der Aktionen, Projekte und Ziele der Initiativen
und verhindern Doppelarbeiten. Denn ein institutionalisiertes Treffen oder Gremium zur Koordina-
tion und zum Austausch zwischen allen regionalen Kooperationen existiert in der Region nicht. 
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Insbesondere die Wirtschaftsförderer der Landkreise, zum Teil aber auch einige andere Abteilungen,
die Regionalplanung und die IHK und in der Rhön weiterhin die beiden gemeinsamen Regionalma-
nagerinnen, sind auffallend häufig in den Initiativen aktiv und bewirken somit die notwendige hori-
zontale Vernetzung. Das vielfältige Engagement der Landkreise Bad Kissingen und Rhön-Grabfeld
spiegelt im Übrigen die räumliche Konzentration an freiwilligen Zusammenschlüssen in dieser Regi-
on wieder. Ein bedeutendes Gremium zur Abstimmung vieler Projekte ist dort der Rhön-Jour-Fix.
Insbesondere werden hier Leader+- und ARGE-Rhön-Projekte miteinander vernetzt sowie das Teil-
raumgutachten mit den Leader-Strukturen und zum Teil auch mit der ARGE Rhön abgestimmt. Dar-
über hinaus stellten die drei informellen Ansprechpartner zur Förderung der Umsetzung des Teil-
raumgutachtens eine wichtige Koordinierungsstelle dar. Auch das Rhön-Saale Gründer- und Innova-
tionszentrum (RSG) in Bad Kissingen, dessen Träger die Landkreise Bad Kissingen und Rhön-Grab-
feld sowie die Stadt Bad Kissingen, die IHK und die Handwerkskammer Unterfranken sind, ist in
die verschiedensten Netzwerke integriert: Neben der Geschäftsführung für die beiden LAG Leader+
und das Bäderland Bayerische Rhön ist es u.a. Mitglied in der Initiative „Medizin, Technik und Phar-
ma“ von Bayern Innovativ sowie im Cluster BioMed Unterfranken. Die beiden Geschäftsführerin-
nen nehmen außerdem am Rhön-Jour-Fix teil und es bestehen Kontakte zu den Gründerzentren in
Südthüringen. Durch die Bündelung dieser vielfältigen Strukturen hat das RSG nach Auffassung
zweier befragter Experten durchaus den Ansatz für eine Plattform zur Struktur- und teilweise auch
zur Regionalentwicklung. Auch der großräumigen Chancen-Region Mainfranken könnte nach
Ansicht eines Experten eine solche Funktion zugesprochen werden.
7. Die Flut an Kooperationen – Chance oder unentwirrbares Chaos?
Der Frage, ob die Schaffung einer übergeordneten Koordinierungsebene oder gar eine „Marktberei-
nigung“ für nötig empfunden wird, wurde in den Expertengesprächen nachgegangen. Von großem
Interesse war weiterhin das Urteil der befragten Experten hinsichtlich der Chancen und Probleme
dieser wachsenden kooperativen Unübersichtlichkeit. 
Als wesentliche Probleme wurden angesprochen:
• fehlende Transparenz in den regionalen Entwicklungs- und Entscheidungsprozessen sowie
undurchsichtige Interaktionbeziehungen zwischen den handelnden Akteuren;
• zu viele Arbeitskreise, die viel Zeit und Personal kosten und oft ergebnislos enden; 
• die Mehrfachbelastung einiger regionaler Schlüsselakteure; dennoch kann in der Region Main-
Rhön nicht von einem „Netzwerkrauschen“ im Sinne einer erheblichen Arbeitsüberlastung der
regionalen Akteure gesprochen werden;
• inhaltliche Doppelarbeiten und Aufgabenüberschneidungen in den zahlreichen regionalen Ver-
marktungsaktivitäten und im Handlungsfeld Tourismus;
• Ähnlichkeiten und Doppelarbeiten in den Gutachten, Entwicklungskonzepten und Untersu-
chungen, die den Kooperationen zugrunde liegen;
• eine unübersichtliche Förderlandschaft sowie
• das standardisierte Vorgehen in den regionalen Kooperationen, das durch die verschiedenen
Förderprogramme herangetragen wurde und letztendlich stark zu der Institutionalisierung zahl-
reicher Initiativen beigetragen hat.
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Trotz der genannten Probleme sind die regionalen Kooperationen grundsätzlich zu begrüßen und
auch in Zukunft kaum mehr aus der Regionalentwicklung wegzudenken. Die meisten Akteure sehen
diese Schwierigkeiten deshalb eher als sekundär an und betonen vielmehr die Chancen und Vorteile
regionaler Kooperationen. Lediglich eine Minderheit sprach sich für eine stärkere Straffung der
Strukturen und eine Bündelung der Aufgaben aus. 
Hinsichtlich der Frage nach einem ausreichenden Austausch zwischen den Kooperationen sind sich
die befragten Experten einig, dass eine professionelle Abstimmung von Zielen und Vorgehenswei-
sen in der Region und ein regelmäßiger Interessenaustausch mit den anderen in der Region vorhan-
denen Regional- und Kommunalinitiativen auf jeden Fall notwendig ist, um die oben genannten
negativen Auswirkungen zu vermeiden. Einen Idealweg zur Koordination kann es dabei zwar nicht
geben. Dass dies, zumindest in der Region Main-Rhön, aber nur informell und bedarfsorientiert
ablaufen sollte, kam sehr deutlich zum Vorschein. In der Region, die über eine erfolgsversprechen-
de Kombination aus stabilisierenden Institutionen sowie flexiblen und dynamischen Kooperationen
verfügt (DILLER 2002, S. 253 f.), erfolgt die Abstimmung demnach über mehrere Koordinierungs-
und Bündelungsstellen: sei es über Schlüsselpersonen in den Landratsämtern (Landräte, Wirtschafts-
förderer), die großräumige Chancen-Region Mainfranken für den Bereich der Wirtschaft, das Rhön-
Saale Gründer-Zentrum, das ebenfalls als Plattform für wirtschaftliche Angelegenheiten dient, das
zeitlich begrenzte Teilraumgutachten, die drei Ansprechpartner zur Umsetzung des Teilraumgutach-
tens, der Rhön-Jour-Fix oder die beiden Regionalmanagement-Einrichtungen, um nur einige der
Schnittstellen zu nennen. Bedarfsorientiert ergänzt man diese durch weitere informelle Treffen oder
Projektgruppen, in denen aber nur diejenigen Akteure beteiligt werden, die ein konkretes Interesse
und das entsprechende fachliche Know-how mitbringen. Allgemeine Arbeitskreise zur Entwicklung
neuer Projektideen sind in der Region im Moment nicht erwünscht, da diesbezüglich im Moment
ausreichend Material vorhanden ist. 
Die genannten Koordinierungsstellen hält die deutliche Mehrheit der befragten Akteure für absolut
ausreichend. Jede dieser Koordinationsstellen entspricht im Grunde für sich der Vorstellung eines
Metanetzes, jedoch meist auf kleinräumigerer, als der von DILLER (2002, S. 257 ff.) angedachten
Koordinierungsebene. Somit ergibt sich für die größere Region Main-Rhön ein polyzentrales Netz-
werk aus verschiedenen Schnittstellen. Ein übergeordneter Austausch in Form eines zentralen
Forums, das alle Initiativen auf der Ebene der Region Main-Rhön untereinander verbindet, ist hin-
gegen nicht erwünscht und auch nicht notwendig. Ein solcher müsste einfach zu abstrakt, unverbind-
lich, wenig zielführend und damit ineffizient bleiben. Zudem sind die Interessen der einzelnen Teil-
räume zu heterogen, als dass man sie überzeugend verbinden könnte. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Ausgestaltung der Koordination auf jeden Fall von
Region zu Region individuell erfolgen muss. Denn sie hängt, abgesehen von den verschiedenen räum-
lichen und thematischen Zuschnitten der regionalen Kooperationen, sehr stark von den jeweiligen Per-
sönlichkeiten und deren Bereitschaft zu einer Zusammenarbeit ab. Sicher ist aber auf jeden Fall, dass
erst die jüngeren Entwicklungen hin zu mehr freiwilligen Kooperationen überhaupt dazu beigetragen
haben, dass die Akteure stärker über den eigenen Tellerrand hinausschauen, Entwicklungen aufeinan-
der abstimmen und neue Herausforderungen, auch ohne externe Anreize, gemeinsam angehen.
Interessanterweise zeigt die Analyse der Region Main-Rhön und insbesondere der beiden nördlichen
Landkreise außerdem, dass es tatsächlich eine Grenze in der räumlichen Konzentration an Initiati-
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ven zu geben scheint. Sehr deutlich wurde dies am Beispiel des Teilraumgutachtens. Hier haben sich
die Beteiligten bewusst gegen die Schaffung einer weiteren Institution für die Umsetzung ausgespro-
chen. Stattdessen möchte man dazu auf die zahlreichen bestehenden Einrichtungen und Kooperatio-
nen zurückgreifen. Auch für die Zukunft wollen sich die befragten Experten an die Faustregel halten,
„nicht immer gleich nach neuen Institutionen zu schreien, sondern erst einmal zu schauen, welche
bestehenden Einrichtungen gewisse Themen und Aufgaben mit anpacken können.“ (INTERVIEW A 79)
8. Perspektiven
Obwohl immer wieder Überlegungen hinsichtlich einer Straffung und Bündelung der fragmentier-
ten Strukturen angestellt werden, etwa durch ein zentrales Regionalforum oder durch einen mit mehr
Kompetenzen ausgestatteten Regionalrat, kann für die Zukunft eher davon ausgegangen werden,
dass es zu weiteren Differenzierungen kommt. Zum einen differenzieren einzelne regionale Koope-
rationen ihre Steuerungselemente weiter aus. Zum anderen wird sich die Zahl sich überlagernder
regionaler Kooperationen erhöhen, weil immer wieder neue Themenfelder auftauchen, die eine
gesonderte Bearbeitung erfordern (DILLER 2002, S. 253). Wenn sich zudem der gegenwärtige Trend
in den Förderstrukturen fortsetzt, wird es weiterhin einen Pluralismus unterschiedlicher Steuerungs-
formen in der Regionalentwicklung geben.
Zukünftige Handlungsfelder liegen dabei sicherlich:
• in der nachhaltigen Regionalentwicklung,
• in der integrierten ländlichen Regionalentwicklung (ILE),
• in regionalen Sanierungsthemen,
• in der regionalen Umwelt- und Lebensqualität,
• in sozialen Themenfeldern sowie 
• im demographischen Wandel (KNIELING 2003, S. 476).
Der Trend zu flexiblen, aufgabenbezogenen Regionsabgrenzungen wird sich damit fortsetzen und
stellt somit auch künftig hohe Anforderungen an die Abstimmung zwischen den teilräumlichen
Strukturen (KÖTTER 2004; DILLER 2002, S. 354).
Als Gegengewicht zu dieser Ausdifferenzierung bilden sich wahrscheinlich zumindest weitere hori-
zontale Verflechtungen zwischen den regionalen Kooperationen und den etablierten Institutionen
heraus, die DILLER (2002, S. 254) prägnant als regionale Metanetzwerke bezeichnet. Dennoch
scheint, wie in der Region Main-Rhön gezeigt werden konnte, die räumliche Konzentration an Initia-
tiven irgendwann eine Grenze zu erreichen (DILLER 2002, S. 357). In der Folge wird es zu einem ver-
stärkten Selektionsprozess zwischen den freiwilligen Zusammenschlüssen kommen. „Viele werden
sich – häufig durch Institutionalisierung – verstetigen, einige werden inaktiv, aber potenziell akti-
vierbar bleiben, manche ihre Arbeit vollständig einstellen“ (DILLER 2002, S. 357). Zudem wird der
Wettbewerb um regionale Schlüsselakteure zwischen den Kooperationen zunehmen, was jedoch
gleichzeitig der Gefahr einer Ineffizienz und Verkrustung der Zusammenschlüsse entgegenwirkt
(DILLER 2002, S. 357).
Alles in allem besteht Konsens darüber, dass erfolgreiche Regionen heute über folgende Eigenschaf-
ten - die gleichzeitig die Merkmale einer Regional Governance verkörpern – verfügen müssen:
Netzwerke: Überlagerungen, Transformationen, regionale Entwicklungen
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• „Die Fähigkeit zur Selbststeuerung,
• die akteursübergreifende Bearbeitung von Problemen außerhalb traditioneller Institutionen in
netzwerkartigen Kooperationen,
• eine produktive Konfliktregelung,
• die Mobilisierung von Selbsthilfekräften bzw. ‚endogenen Potenzialen’“, (KNIELING 2003, S.
476) sowie
• das Vorhandensein einer eng verflochtenen, sich ergänzenden Kombination aus stabilisierenden
Institutionen und flexiblen Kooperationen (DILLER 2002, S. 253 f.).
Die Region Main-Rhön scheint diesbezüglich auf einem sehr guten Weg zu sein. Die befragten
Experten schätzen die Vorteile einer Kooperation und sind auf der Suche nach „Win-Win-Lösun-
gen“. Dadurch hat sich zwischen den Akteuren eine vertrauensvolle Zusammenarbeit entwickelt, die
außerdem ein hohes Maß an Kompromissfähigkeit erreicht zu haben scheint. Beides wiederum ist
für FÜRST (2003, S. 447) ein Gütekriterium der Regional Governance. 
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